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I.  G
rundlagen der M

aklerprovision

§ 6 Abs. 1, 3 und 4; § 7 Abs. 1; §§ 10 und 15 M
aklergesetz

§ 6 (1) Der Auftraggeber ist zur Zahlung einer Provision für den Fall verpflichtet, dass das zu 
verm

ittelnde Geschäft durch die vertragsgem
äße verdienstliche Tätigkeit des M

aklers m
it ei-

nem
 Dritten zustande kom

m
t.

(3) Der M
akler hat auch dann Anspruch auf Provision, w

enn auf Grund seiner Tätigkeit zw
ar 

nicht das vertragsgem
äß zu verm

ittelnde Geschäft, w
ohl aber ein diesem

 nach seinem
 Zw

eck 
w

irtschaftlich gleichw
ertiges Geschäft zustande kom

m
t.

(4) Dem
 M

akler steht keine Provision zu, w
enn er selbst Vertragspartner des Geschäfts w

ird. 
Dies gilt auch, w

enn das m
it dem

 Dritten geschlossene Geschäft w
irtschaftlich einem

 Ab-
schluss durch den M

akler selbst gleichkom
m

t. Bei einem
 sonstigen fam

iliären oder w
irt-

schaftlichen Naheverhältnis zw
ischen dem

 M
akler und dem

 verm
ittelten Dritten, das die 

W
ahrung der Interessen des Auftraggebers beeinträchtigen könnte, hat der M

akler nur dann 
einen Anspruch auf Provision, w

enn er den Auftraggeber unverzüglich auf dieses Nahe-
verhältnis hinw

eist.

§ 7 (1) Der Anspruch auf Provision entsteht m
it der Rechtsw

irksam
keit des verm

ittelten Ge-
schäfts. Der M

akler hat keinen Anspruch auf einen Vorschuss.

§ 10 Der Provisionsanspruch und der Anspruch auf den Ersatz zusätzlicher Aufw
endungen 

w
erden m

it ihrer Entstehung fällig.

Besondere Provisionsvereinbarungen
§ 15 (1) Eine Vereinbarung, w

onach der Auftraggeber, etw
a als Entschädigung oder Ersatz 

für Aufw
endungen und M

ühew
altung, auch ohne einen dem

 M
akler zurechenbaren Verm

itt-
lungserfolg einen Betrag zu leisten hat, ist nur bis zur H

öhe der vereinbarten oder ortsübli-
chen Provision und nur für den Fall zulässig, dass
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ögenstreu-

händer, em
pfohlene G
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. § 10 Im

m
M
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M
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G
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D
iese Inform

ationsbroschüre w
urde auf Basis der aktuellen G

esetzestexte und ständiger Rechtsprechung sorgfältig er-
stellt und den M

itgliedsbetrieben von ÖVI und W
KO

 zur Verfügung gestellt. D
ie Verw

endung erfolgt unter der Vorausset-
zung, dass eine H

aftung des M
edieninhabers ausgeschlossen w

ird. Eine m
ögliche Schutz w

irkung zugunsten D
ritter w

ird 
ausdrücklich ausgeschlossen. Im

 Ü
brigen w

ird eine allfällige H
aftung w

egen Verm
ögensschäden ausgeschlossen, sofern 

der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt w
orden ist. Eine individuelle Abänderung oder 

auszugsw
eise Verw

endung bedarf der ausdrücklichen Zustim
m

ung.

N
ebenkostenübersicht 

Kauf / Verkauf / Baurecht
Inform

ationen zum
 M

aklervertrag

ÖVI-Form
 N

r. 13K / 07 / 2023

D
iese Broschüre w

ird Ihnen von der Firm
a 

     überreicht, w
elche als M

akler tätig ist und durch 
  .......................................................................................................................................... vertreten ist. 
  Entsprechend dem

 bestehenden G
eschäftsgebrauch kann der M

akler als D
oppel-

m
akler  tätig sein und ist als solcher tätig. 

 D
er M

akler steht m
it dem

 zu verm
ittelnden D

ritten in 
 einem

 
 keinem

 
 fam

iliären oder  w
irtschaftlichen N

aheverhältnis.
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M
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atthias D
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H

einrich-C
apser-G

asse 18
8010 G

raz

M
ag. M

atthias Eder

x
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6. 
Förderungsdarlehen bei W

ohnungseigen tum
sobjekten und Eigenheim

en – 
 Ü

bernahm
e durch den Erw

erber: N
eben der laufenden Tilgungsrate ist eine außer-

ordentliche Tilgung bis zu 50 %
 des aushaftenden Kapitals bzw

. Verkürzung der 
 Laufzeit m

öglich. D
er Erw

erber hat keinen Rechtsanspruch auf Ü
bernahm

e eines 
 Förderungsdarlehens.

7. 
Allfällige Anliegerleistungen laut Vorschreibung der G

em
einde (Aufschließungs-

kosten und Kosten der Baureif m
achung des G

rundstückes) sow
ie Anschlussgebühren 

und -kosten (Strom
, G

as,  W
asser, Kanal, Telefon etc.).

8. 
Verm

ittlungsprovision (gesetzlich vorgesehene H
öchstprovision)

a) 
bei Kauf, Verkauf oder Tausch von
 •

Liegenschaften oder Liegenschafts anteilen
 •

Liegenschaftsanteilen, an denen W
ohnungs eigentum

 besteht oder 
 vereinbarungsgem

äß begründet w
ird

 •
U

nternehm
en aller Art

 •
Abgeltungen für Superädifikate auf  einem

 G
rundstück

bei einem
 W

ert
 •

bis EU
R 36.336,42  ............................................................................................ je 4 %

 •
von EU

R 36.336,43 bis EU
R 48.448,50  ...................................... EU

R 1.453,46 *
 •

ab EU
R 48.448,51  ............................................................................................. je 3 %

 
von beiden Auftraggebern (Verkäufer und Käufer) jew

eils zzgl. 20 %
 U

St.
 

* Schw
ellenw

ertregelung gem
. § 12 Abs. 4 Im

m
M

V

b) bei O
ptionen

 •
Verm

ittelt der M
akler einen O

ptionsvertrag, der dem
 optionsberechtigten Interes-

senten das zeitlich befristete Recht einräum
t, durch einseitige Erklärung das betref-

fende G
eschäft zustande zu bringen, darf bei Abschluss des O

ptionsvertrages m
it 

dem
 O

ptionsberechtigten zunächst m
ax. 50 %

 des für die Verm
ittlung des H

aupt-
geschäfts festgelegten Provisionshöchstbetrages vereinbart w

erden, die restlichen 
50 %

 erst im
 Fall der Ausübung des O

ptionsrechts. Ein allenfalls geleistetes O
ptions-

entgelt bleibt bei der Erm
ittlung der Provision unberücksichtigt. G

egenüber dem
 

O
ptionsverpflichteten kann die vereinbarte Abgeberprovision erst bei Ausübung der 

O
ption in Rechnung gestellt w

erden.

III. N
ebenkosten bei der Verm

ittlung von Baurechten

1. 
G

runderw
erbsteuer

 
Als grundstücksgleiches Recht unterliegen die Einräum

ung, Verlängerung und Ü
bertra-

gung eines Baurechts der G
runderw

erbsteuer. D
ie Bem

essungsgrundlage der G
runder-

w
erbsteuer ist grundsätzlich ident m

it jener von »norm
alen« G

rundstücken und ent-
spricht daher m

indestens dem
 G

rundstücksw
ert bzw

. einer höheren G
egenleistung. 

W
ird, w

ie es bei der Einräum
ung von Baurechten üblich ist, als G

egenleistung neben 
einer allfälligen Einm

alzahlung die Bezahlung eines laufenden Bauzinses vereinbart, 
ist für die Erm

ittlung der G
egenleistung als Bem

essungsgrundlage der G
runderw

erb-
steuer in diesem

 Fall der Barw
ert der laufenden Bauzinszahlungen zuzüglich der all-

fälligen Einm
alzahlung im

 Zuge der Einräum
ung des Baurechtes heranzuziehen. D

ie 
Erm

ittlung dieses Barw
ertes hat entsprechend den Regelungen des Bew

ertungsgeset-

1. 
das im

 M
aklervertrag bezeichnete Geschäft w

ider Treu und Glauben nur deshalb nicht 
zustande kom

m
t, w

eil der Auftraggeber entgegen dem
 bisherigen Verhandlungsverlauf 

einen für das Zustandekom
m

en des Geschäftes erforderlichen Rechtsakt ohne beachtens-
w

erten Grund unterlässt;
2. 

m
it dem

 vom
 M

akler verm
ittelten Dritten ein anderes als ein zw

eckgleichw
ertiges Ge-

schäft zustande kom
m

t, sofern die Verm
ittlung des Geschäfts in den Tätigkeitsbereich des 

M
aklers fällt;

3. 
das im

 M
aklervertrag bezeichnete Geschäft nicht m

it dem
 Auftraggeber, sondern m

it ei-
ner anderen Person zustande kom

m
t, w

eil der Auftraggeber dieser die ihm
 vom

 M
akler 

bekannt gegebene M
öglichkeit zum

 Abschluss m
itgeteilt hat oder das Geschäft nicht m

it 
dem

 verm
ittelten Dritten, sondern m

it einer anderen Person zustande kom
m

t, w
eil der 

verm
ittelte Dritte dieser die Geschäftsgelegenheit bekannt gegeben hat, oder

4. 
das Geschäft nicht m

it dem
 verm

ittelten Dritten zustande kom
m

t, w
eil ein gesetzliches 

oder ein vertragliches Vorkaufs-, W
iederkaufs- oder Eintrittsrecht ausgeübt w

ird.
(2) Eine solche Leistung kann bei einem

 Alleinverm
ittlungsauftrag w

eiters für den Fall ver-
einbart w

erden, dass
1. 

der Alleinverm
ittlungsauftrag vom

 Auftraggeber vertragsw
idrig ohne w

ichtigen Grund 
vorzeitig aufgelöst w

ird;
2. 

das Geschäft w
ährend der Dauer des Alleinverm

ittlungsauftrags vertragsw
idrig durch 

die Verm
ittlung eines anderen vom

 Auftraggeber beauftragten M
aklers zustande gekom

-
m

en ist, oder
3. 

das Geschäft w
ährend der Dauer des Alleinverm

ittlungsauftrags auf andere Art als durch 
die Verm

ittlung eines anderen vom
 Auftraggeber beauftragten M

aklers zustande gekom
-

m
en ist.

(3) Leistungen nach Abs. 1 und Abs. 2 gelten als Vergütungsbetrag im
 Sinn des § 1336 ABGB.

Anm
.: Eine Vereinbarung nach § 15 M

aklerG
 ist bei M

aklerverträgen m
it Verbrauchern 

schriftlich zu treffen.

II. N
ebenkosten bei  Kaufverträgen

1. 
G

runderw
erbsteuer vom

 W
ert der G

egenleistung  ..................................... 3,5 %
 

(Erm
äßigung oder Befreiung in Sonderfällen m

öglich)

2. 
G

rundbuchseintragungsgebühr (Eigentum
srecht)  .................................... 1,1 %

3. 
Kosten der Vertragserrichtung und grundbücherlichen Durchführung nach Verein-
barung im

 Rahm
en der Tarifordnung des jew

eiligen U
rkundenerrichters sow

ie Bar-
auslagen für Beglaubigungen und Stem

pelgebühren

4. 
 Kosten der M

itteilung und Selbstberechnung der Im
m

obilienertragsteuer durch 
den Parteienvertreter  nach Vereinbarung im

 Rahm
en der Tarifordnung desjew

eiligen 
 U

rkundenerrichters

5. 
Verfahrenskosten und Verw

altungsabgaben für G
rundverkehrsverfahren

 
(länderw

eise unterschiedlich)
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5. 
Kosten der allfälligen Schätzung laut Sachverständigentarif

6. 
Verm

ittlungsprovision
 

D
arf den Betrag von 2 %

 der D
arlehenssum

m
e nicht übersteigen, sofern die Verm

itt-
lung im

 Zusam
m

enhang m
it einer Verm

ittlung gem
äß § 15 Abs. 1 Im

m
M

V steht. Be-
steht kein solcher Zusam

m
enhang, so darf die Provision oder sonstige Vergütung 5 %

 
der D

arlehenssum
m

e nicht übersteigen.

V. Energieausw
eis

D
as Energieausw

eis-Vorlage-G
esetz (EAVG

 2012) schreibt vor, dass der Verkäufer bei Ver-
kauf eines G

ebäudes oder eines N
utzungsobjektes dem

 Käufer rechtzeitig vor Abgabe der 
Vertragserklärung einen zu diesem

 Zeitpunkt höchstens zehn Jahre alten Energieausw
eis 

vorzulegen, und ihm
 diesen spätestens 14 Tage nach Vertragsabschluss auszuhändigen 

hat. Sollte dies nicht erfolgen, hat der Käufer das Recht, nach erfolgloser Aufforderung an 
den Verkäufer entw

eder selbst einen Energieausw
eis zu beauftragen und die angem

esse-
nen Kosten binnen 3 Jahren gerichtlich geltend zu m

achen, oder direkt die Aushändigung 
eines Energieausw

eises einzuklagen.

Bei Anzeigen in D
ruckw

erken und elektronischen M
edien sind der H

eizw
ärm

ebedarf 
(H

W
B) und der G

esam
tenergieeffi

zienzfaktor (fG
EE) anzugeben. D

iese Verpflichtung trifft 
sow

ohl den Verkäufer als auch den von ihm
 beauftragten Im

m
obilienm

akler.

D
er Verkäufer hat die W

ahl, entw
eder einen Energieausw

eis über die G
esam

tenergieef-
fizienz des N

utzungsobjekts oder die G
esam

tenergieeffi
zienz eines vergleichbaren N

ut-
zungsobjekts im

 selben G
ebäude oder die G

esam
tenergieeffi

zienz des gesam
ten G

ebäu-
des auszuhändigen. Für Einfam

ilienhäuser kann die Vorlage- und Aushändigungspflicht 
auch durch einen Energieausw

eis eines vergleichbaren G
ebäudes erfüllt w

erden. D
iese 

Vergleichbarkeit m
uss der Energieausw

eisersteller aber bestätigen.

D
er Energieausw

eis ist nach den jew
eiligen landesrechtlichen Vorschriften zu erstellen 

und soll eine vergleichbare Inform
ation über den energetischen »N

orm
verbrauch« eines 

O
bjekts verschaffen. D

ie Berechnung der Energiekennzahlen basiert auf nutzungsunab-
hängigen Kenngrößen bei vordefinierten Rahm

enbedingungen, w
eshalb bei tatsächlicher 

N
utzung erhebliche Abw

eichungen auftreten können.

W
ird kein Energieausw

eis vorgelegt, gilt gem
. § 7 EAVG

 zum
indest eine dem

 Alter und Art 
des G

ebäudes entsprechende G
esam

tenergieeffi
zienz als vereinbart.

W
eiters sind Verw

altungsstrafb
estim

m
ungen zu beachten. Sow

ohl der Verkäufer als auch 
der Im

m
obilienm

akler, der es unterlässt, die Kennw
erte H

W
B und fG

EE im
 Inserat anzuge-

ben, ist m
it einer G

eldstrafe von bis zu EU
R 1.450,– zu bestrafen. D

er M
akler ist dann ent-

schuldigt, w
enn er den Verkäufer über die Inform

ationspflichten aufgeklärt hat und ihn zur 
Bekanntgabe der beiden W

erte bzw
. zur Einholung eines Energieausw

eises aufgefordert 
hat, der Verkäufer dies aber abgelehnt hat. D

er Verkäufer ist des W
eiteren m

it einer Verw
al-

tungsstrafe bis zu EU
R 1.450,– konfrontiert, w

enn er die Vorlage und / oder Aushändigung 
des Energieausw

eises unterlässt.

zes zu erfolgen. D
ieses sieht bei der Erm

ittlung des Barw
ertes eine D

eckelung m
it dem

 
18-fachen Jahresw

ert der laufenden Bauzinszahlungen vor.

 
Bei der Erm

ittlung des G
rundstückw

ertes von Baurechten sind je nach verbleibender 
Restlaufzeit des Baurechtes zw

ei m
ögliche Fälle zu unterscheiden (§ 2 Abs. 4 G

rund-
stückw

ertverordnung):

 
Grundw

ert
 

a) Beträgt die Dauer des Baurechtes im
 Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld noch 

50 Jahre oder m
ehr, ist der Grundw

ert des Baurechtes in H
öhe des Grundw

ertes des un-
bebauten Grundstückes (Abs. 2) und der Grundw

ert des belasteten Grundstückes m
it Null 

anzusetzen.
 

b) Beträgt die Dauer des Baurechtes im
 Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld w

e-
niger als 50 Jahre, ist der Grundw

ert des Baurechtes m
it 2 %

 des Grundw
ertes des un-

bebauten Grundstückes (Abs. 2) für jedes volle Jahr der restlichen Dauer des Baurechtes 
anzusetzen. Der Grundw

ert des belasteten Grundstückes ist die Differenz zw
ischen dem

 
Grundw

ert des unbelasteten Grundstückes und dem
 Grundw

ert für das Baurecht.

 
Gebäudew

ert
 

W
ird das Baurecht an einem

 bebauten Grundstück eingeräum
t, ist der Gebäudew

ert 
nach § 2 Abs. 3 der Grundstücksw

ertverordnung zu berechnen.

2. 
G

rundbucheintragungsgebühr
 

D
ie Eintragungsgebühr bei der Eintragung des Baurechts bestim

m
t sich w

ie bei der Ein-
tragung des Eigentum

srechts durch den Preis, der im
 gew

öhnlichen G
eschäftsverkehr 

bei einer Veräußerung üblicherw
eise zu erzielen w

äre (§ 26 Abs. 1 G
G

G
).

3. 
Verm

ittlungsprovision (gesetzlich vorgesehene H
öchstprovision)

 
Bei der Verm

ittlung von Baurechten beträgt die H
öchstprovision jew

eils bei einer D
auer 

des Baurechts von
 •

10 bis 30 Jahren  ..................................................................................................... 3 %
 •

über 30 Jahre  .......................................................................................................... 2 %
 

des auf die D
auer des vereinbarten Baurechtes entfallenden Bauzinses.

 
Bei einer Baurechtsdauer von m

ehr als 30 Jahren darf anstelle der 2 %
 eine Pauschal-

provision in H
öhe von jew

eils 3 %
 zzgl. U

St. berechnet vom
 Bauzins für 30 Jahre ver-

einbart w
erden (W

ertgrenzenregelung § 12 Abs. 4 Im
m

M
V). D

a die O
bergrenze m

it 2 %
 

des auf 45 Jahre entfallenden Bauzinses lim
itiert ist, stellt dieser Betrag unabhängig 

von einer länger vereinbarten Vertragsdauer gleichzeitig die H
öchstprovision dar.

IV. N
ebenkosten bei H

ypothekardarlehen

1. 
G

rundbucheintragungsgebühr  ......................................................................... 1,2 %

2. 
Allgem

eine Rangordnung für die Verpfändung  ........................................... 0,6 %

3. 
Kosten der Errichtung der Schuldurkunde nach dem

 Tarif des jew
eiligen 

 U
rkundenerrichters

4. 
Barauslagen für Beglaubigungen und Stem

pelgebühren laut Tarif
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 •
die in den G

eschäftsräum
en des U

nternehm
ers oder durch Fernkom

m
unikations-

m
ittel geschlossen w

erden, unm
ittelbar nachdem

 der Verbraucher an einem
 ande-

ren O
rt als den G

eschäftsräum
en des U

nternehm
ers oder dessen Beauftragten und 

des Verbrauchers persönlich und individuell angesprochen w
urde oder

 •
Fernabsatzgeschäfte (FAG

), das sind Verträge, die zw
ischen einem

 U
nternehm

er und 
einem

 Verbraucher ohne gleichzeitige Anw
esenheit des U

nternehm
ers und des Ver-

brauchers im
 Rahm

en eines für Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder D
ienstleis-

tungssystem
s geschlossen w

erden, w
obei bis einschließlich des Zustandekom

m
ens 

des Vertrags ausschließlich Fernkom
m

unikationsm
ittel (Post, Internet, E-M

ail, Telefon, 
Fax) verw

endet w
erden.

Vom
 Anw

endungsbereich ausgenom
m

en sind Verträge über
 •

die Begründung, den Erw
erb oder die Ü

bertragung von Eigentum
 oder anderen Rech-

ten an unbew
eglichen Sachen (§ 1 Abs. 2 Z 6 FAG

G
),

 •
den Bau von neuen G

ebäuden, erhebliche U
m

baum
aßnahm

en an bestehenden G
e-

bäuden oder die Verm
ietung von W

ohnraum
 (§ 1 Abs. 2 Z 7 FAG

G
);

§ 4 FAGG (1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag oder seine Vertragserklärung ge-
bunden ist, m

uss ihn der U
nternehm

er in klarer und verständlicher W
eise über Folgendes in-

form
ieren:

1. 
die w

esentlichen Eigenschaften der W
are oder Dienstleistung in dem

 für das Kom
m

uni-
kationsm

ittel und die W
are oder Dienstleistung angem

essenen U
m

fang,
2. 

den Nam
en oder die Firm

a des U
nternehm

ers, die Anschrift seiner Niederlassung sow
ie 

seine Telefonnum
m

er und E-M
ail-Adresse, unter denen der Verbraucher den U

nterneh-
m

er schnell erreichen und ohne besonderen Aufw
and m

it ihm
 in Verbindung treten kann,

3. 
gegebenenfalls
a) 

andere vom
 U

nternehm
er bereitgestellte O

nline-Kom
m

unikationsm
ittel, die gew

ähr-
leisten, dass der Verbraucher etw

aige schriftliche Korrespondenz m
it dem

 U
nterneh-

m
er, einschließlich des Datum

s und der U
hrzeit dieser Korrespondenz, auf einem

 dau-
erhaften Datenträger speichern kann, und m

it denen der Verbraucher den U
nterneh-

m
er schnell erreichen und ohne besonderen Aufw

and m
it ihm

 in Verbindung treten 
kann,

b) 
die von der Niederlassung des U

nternehm
ers abw

eichende Geschäftsanschrift, an die 
sich der Verbraucher m

it jeder Beschw
erde w

enden kann, und
c) 

den Nam
en oder die Firm

a und die Anschrift der Niederlassung jener Person, in de-
ren Auftrag der U

nternehm
er handelt, sow

ie die allenfalls abw
eichende Geschäftsan-

schrift dieser Person, an die sich der Verbraucher m
it jeder Beschw

erde w
enden kann,

4. 
den Gesam

tpreis der W
are oder Dienstleistung einschließlich aller Steuern und Abgaben, 

w
enn aber der Preis aufgrund der Beschaffenheit der W

are oder Dienstleistung vernünf-
tigerw

eise nicht im
 Voraus berechnet w

erden kann, die Art der Preisberechnung und ge-
gebenenfalls alle zusätzlichen Fracht-, Liefer-, Versand- oder sonstigen Kosten oder, w

enn 
diese Kosten vernünftigerw

eise nicht im
 Voraus berechnet w

erden können, das allfällige 
Anfallen solcher zusätzlichen Kosten,

4a. gegebenenfalls den H
inw

eis, dass der Preis auf der Grundlage einer autom
atisierten Ent-

scheidungsfindung personalisiert w
orden ist,

5. 
bei einem

 unbefristeten Vertrag oder einem
 Abonnem

entvertrag die für jeden Abrech-
nungszeitraum

 anfallenden Gesam
tkosten, w

enn für einen solchen Vertrag Festbeträge 
in Rechnung gestellt w

erden, die m
onatlichen Gesam

tkosten, w
enn aber die Gesam

t-

VI. Inform
ationspflichten gegenüber Verbrauchern

Inform
ationspflichten des Im

m
obilienm

akler
§ 30 b KSchG (1) Der Im

m
obilienm

akler hat vor Abschluss des M
aklervertrags dem

 Auf-
traggeber, der Verbraucher ist, m

it der Sorgfalt eines ordentlichen Im
m

obilienm
aklers eine 

schriftliche Ü
bersicht zu geben, aus der hervorgeht, dass er als M

akler einschreitet, und die 
säm

tliche, dem
 Verbraucher durch den Abschluss des zu verm

ittelnden Geschäfts voraus-
sichtlich erw

achsenden Kosten, einschließlich der Verm
ittlungsprovision ausw

eist. Die H
öhe 

der Verm
ittlungsprovision ist gesondert anzuführen; auf ein allfälliges w

irtschaftliches oder 
fam

iliäres Naheverhältnis im
 Sinn des § 6 Abs. 4 dritter Satz M

aklerG ist hinzuw
eisen. W

enn 
der Im

m
obilienm

akler kraft Geschäftsgebrauchs als Doppelm
akler tätig sein kann, hat diese 

Ü
bersicht auch einen H

inw
eis darauf zu enthalten. Bei erheblicher Änderung der Verhältnisse 

hat der Im
m

obilienm
akler die Ü

bersicht entsprechend richtig zu stellen. Erfüllt der M
akler 

diese Pflichten nicht spätestens vor Vertragserklärung des Auftraggebers zum
 verm

ittelten 
Geschäft, so gilt § 3 Abs. 4 M

aklerG.
(2) Der Im

m
obilienm

akler hat dem
 Auftraggeber die nach § 3 Abs. 3 M

aklerG erforderlichen 
Nachrichten schriftlich m

itzuteilen. Zu diesen zählen jedenfalls auch säm
tliche U

m
stände, 

die für die Beurteilung des zu verm
ittelnden Geschäfts w

esentlich sind.

AN
M

ERKU
N

G
: Aufgrund des bestehenden G

eschäftsgebrauchs können Im
m

obilienm
ak-

ler auch ohne ausdrückliche Einw
illigung des Auftraggebers als Doppelm

akler tätig sein. 
W

ird der Im
m

obilienm
akler auftragsgem

äß nur für eine Partei des zu verm
ittelnden G

e-
schäfts tätig, hat er dies dem

 D
ritten m

itzuteilen.

H
öchstdauer von Alleinverm

ittlungsverträgen gem
. § 30 c KSchG

§ 30 c KSchG (1) Die Dauer von Alleinverm
ittlungsaufträgen (§ 14 Abs. 2 M

aklerG) von Ver-
brauchern darf höchstens vereinbart w

erden m
it

1. 
drei M

onaten für die Verm
ittlung von Bestandverträgen über W

ohnungen oder sonstigen 
den Gebrauch oder die Nutzung von W

ohnungen betreffenden Verträgen;
2. 

sechs M
onaten für die Verm

ittlung von Verträgen zur Veräußerung oder zum
 Erw

erb des 
Eigentum

s an W
ohnungen, Einfam

ilienw
ohnhäusern und einzelnen Grundstücken, die 

zum
 Bau eines Einfam

ilienw
ohnhauses geeignet sind.

(2) W
enn besondere U

m
stände vorliegen, die die Verm

ittlung w
esentlich erschw

eren oder 
verzögern, darf auch eine entsprechend längere als die in Abs. 1 bestim

m
te Frist vereinbart 

w
erden.

Inform
ationspflichten bei Fern- und Ausw

ärtsgeschäften,  
Inhalt der Inform

ationspflicht; Rechtsfolgen
anzuw

enden auf
 •

Außergeschäftsraum
verträge (AGV) zw

ischen U
nternehm

er und Verbraucher,
 •

die bei gleichzeitiger körperlicher Anw
esenheit des U

nternehm
ers und des Verbrau-

chers an einem
 O

rt geschlossen w
erden, der kein G

eschäftsraum
 des U

nternehm
ers 

ist,
 •

für die der Verbraucher unter den genannten U
m

ständen ein Angebot gem
acht hat, 

oder
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(5) H
at der U

nternehm
er seine Pflicht zur Inform

ation über zusätzliche und sonstige Kosten 
nach Abs. 1 Z 4 oder über die Kosten für die Rücksendung der W

are nach Abs. 1 Z 9 nicht er-
füllt, so hat der Verbraucher die zusätzlichen und sonstigen Kosten nicht zu tragen.
(6) Die Inform

ationspflichten nach Abs. 1 gelten unbeschadet anderer Inform
ationspflich-

ten nach gesetzlichen Vorschriften, die auf der Richtlinie 2006 / 123 / EG über Dienstleistun-
gen im

 Binnenm
arkt, ABl. Nr. L 376 vom

 27. 12. 2006, S. 36, oder auf der Richtlinie 2000 / 31 /
EG über bestim

m
te rechtliche Aspekte der Dienste der Inform

ationsgesellschaft, insbeson-
dere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im

 Binnenm
arkt, ABl. Nr. L 178 vom

 17. 07. 2000, 
S. 1, beruhen.

Inform
ationserteilung bei außerhalb von Geschäftsräum

en  
geschlossenen Verträgen
§ 5 FAGG (1) Bei außerhalb von Geschäftsräum

en geschlossenen Verträgen sind die in § 4 
Abs. 1 genannten Inform

ationen dem
 Verbraucher auf Papier oder, sofern der Verbraucher 

dem
 zustim

m
t, auf einem

 anderen dauerhaften Datenträger bereitzustellen. Die Inform
ati-

onen m
üssen lesbar, klar und verständlich sein.

(2) Der U
nternehm

er hat dem
 Verbraucher eine Ausfertigung des unterzeichneten Vertrags-

dokum
ents oder die Bestätigung des geschlossenen Vertrags auf Papier oder, sofern der Ver-

braucher dem
 zustim

m
t, auf einem

 anderen dauerhaften Datenträger bereitzustellen. Gege-
benenfalls m

uss die Ausfertigung oder Bestätigung des Vertrags auch eine Bestätigung der 
Zustim

m
ung und Kenntnisnahm

e des Verbrauchers nach § 18 Abs. 1 Z 11 enthalten.

Inform
ationserteilung bei Fernabsatzverträgen

§ 7 FAGG (1) Bei Fernabsatzverträgen sind die in § 4 Abs. 1 genannten Inform
ationen dem

 
Verbraucher klar und verständlich in einer dem

 verw
endeten Fernkom

m
unikationsm

ittel an-
gepassten Art und W

eise bereitzustellen. W
erden diese Inform

ationen auf einem
 dauerhaf-

ten Datenträger bereitgestellt, so m
üssen sie lesbar sein.

(2) W
ird der Vertrag unter Verw

endung eines Fernkom
m

unikationsm
ittels geschlossen, bei 

dem
 für die Darstellung der Inform

ation nur begrenzter Raum
 oder begrenzte Zeit zur Verfü-

gung steht, so hat der U
nternehm

er dem
 Verbraucher vor dem

 Vertragsabschluss über die-
ses Fernkom

m
unikationsm

ittel zum
indest die in § 4 Abs. 1 Z 1, 2, 4, 5, 8 und 14 genannten 

Inform
ationen über die w

esentlichen M
erkm

ale der W
aren oder Dienstleistungen, den Na-

m
en des U

nternehm
ers, den Gesam

tpreis, das Rücktrittsrecht – m
it Ausnahm

e des M
uster-

W
iderrufsform

ulars –, die Vertragslaufzeit und die Bedingungen der Kündigung unbefriste-
ter Verträge zu erteilen. Die anderen in § 4 Abs. 1 genannten Inform

ationen einschließlich des 
M

uster-W
iderrufsform

ulars sind dem
 Verbraucher auf geeignete W

eise unter Beachtung von 
Abs. 1 zu erteilen.
(3) Der U

nternehm
er hat dem

 Verbraucher innerhalb einer angem
essenen Frist nach dem

 
Vertragsabschluss, spätestens jedoch m

it der Lieferung der W
aren oder vor dem

 Beginn der 
Dienstleistungserbringung, eine Bestätigung des geschlossenen Vertrags auf einem

 dauer-
haften Datenträger zur Verfügung zu stellen, die die in § 4 Abs. 1 genannten Inform

ationen 
enthält, sofern er diese Inform

ationen dem
 Verbraucher nicht schon vor Vertragsabschluss 

auf einem
 dauerhaften Datenträger bereitgestellt hat. Gegebenenfalls m

uss die Vertrags-
bestätigung auch eine Bestätigung der Zustim

m
ung und Kenntnisnahm

e des Verbrauchers 
nach § 18 Abs. 1 Z 11 enthalten.

kosten vernünftigerw
eise nicht im

 Voraus berechnet w
erden können, die Art der Preisbe-

rechnung,
6. 

die Kosten für den Einsatz der für den Vertragsabschluss genutzten Fernkom
m

unikati-
onsm

ittel, sofern diese nicht nach dem
 Grundtarif berechnet w

erden,
7. 

die Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen, den Zeitraum
, innerhalb dessen nach 

der Zusage des U
nternehm

ers die W
are geliefert oder die Dienstleistung erbracht w

ird, 
sow

ie ein allenfalls vorgesehenes Verfahren beim
 U

m
gang des U

nternehm
ers m

it Be-
schw

erden,
8. 

bei Bestehen eines Rücktrittsrechts die Bedingungen, die Fristen und die Vorgangsw
eise 

für die Ausübung dieses Rechts, dies unter Zurverfügungstellung des M
uster-W

iderrufs-
form

ulars gem
äß Anhang I Teil B,

9. 
gegebenenfalls die den Verbraucher im

 Fall seines Rücktritts vom
 Vertrag gem

äß § 15 
treffende Pflicht zur Tragung der Kosten für die Rücksendung der W

are sow
ie bei Fernab-

satzverträgen über W
aren, die w

egen ihrer Beschaffenheit üblicherw
eise nicht auf dem

 
Postw

eg versendet w
erden, die H

öhe der Rücksendungskosten,
10. gegebenenfalls die den Verbraucher im

 Fall seines Rücktritts vom
 Vertrag gem

äß § 16 tref-
fende Pflicht zur Zahlung eines anteiligen Betrags für die bereits erbrachten Leistungen,

11. gegebenenfalls über das Nichtbestehen eines Rücktrittsrechts nach § 18 oder über die 
U

m
stände, unter denen der Verbraucher sein Rücktrittsrecht verliert,

12. zusätzlich zu dem
 H

inw
eis auf das Bestehen eines gesetzlichen Gew

ährleistungsrechts 
für die W

are oder die digitale Leistung gegebenenfalls das Bestehen und die Bedingungen 
von Kundendienstleistungen und von gew

erblichen Garantien,
13. gegebenenfalls bestehende einschlägige Verhaltenskodizes gem

äß § 1 Abs. 4 Z 4 UW
G 

und darüber, w
ie der Verbraucher eine Ausfertigung davon erhalten kann,

14. gegebenenfalls die Laufzeit des Vertrags oder die Bedingungen für die Kündigung unbe-
fristeter Verträge oder sich autom

atisch verlängernder Verträge,
15. gegebenenfalls die M

indestdauer der Verpflichtungen, die der Verbraucher m
it dem

 Ver-
trag eingeht,

16. gegebenenfalls das Recht des U
nternehm

ers, vom
 Verbraucher die Stellung einer Kaution 

oder anderer finanzieller Sicherheiten zu verlangen, sow
ie deren Bedingungen,

17. gegebenenfalls die Funktionalität von W
aren m

it digitalen Elem
enten (§ 2 Z 4 VGG) und 

von digitalen Leistungen einschließlich anw
endbarer technischer Schutzm

aßnahm
en,

18. gegebenenfalls – sow
eit w

esentlich – die Kom
patibilität und Interoperabilität von W

aren 
m

it digitalen Elem
enten und von digitalen Leistungen, sow

eit sie dem
 U

nternehm
er be-

kannt sind oder vernünftigerw
eise bekannt sein m

üssen, und
19. gegebenenfalls die M

öglichkeit des Zugangs zu einem
 außergerichtlichen Beschw

erde- 
und Rechtsbehelfsverfahren, dem

 der U
nternehm

er unterw
orfen ist, und die Vorausset-

zungen für diesen Zugang.
(2) Im

 Fall einer öffentlichen Versteigerung können anstelle der in Abs. 1 Z 2 und 3 genann-
ten Inform

ationen die entsprechenden Angaben des Versteigerers überm
ittelt w

erden.
(3) Die Inform

ationen nach Abs. 1 Z 8, 9 und 10 können m
ittels der M

uster-W
iderrufsbeleh-

rung erteilt w
erden. M

it dieser form
ularm

äßigen Inform
ationserteilung gelten die genann-

ten Inform
ationspflichten des U

nternehm
ers als erfüllt, sofern der U

nternehm
er dem

 Ver-
braucher das Form

ular zutreffend ausgefüllt überm
ittelt hat.

(4) Die dem
 Verbraucher nach Abs. 1 erteilten Inform

ationen sind Vertragsbestandteil. Än-
derungen sind nur dann w

irksam
, w

enn sie von den Vertragsparteien ausdrücklich verein-
bart w

urden.
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Besondere Erfordernisse bei elektronisch geschlossenen Verträgen
§ 8 FAGG (1) W

enn ein elektronisch, jedoch nicht ausschließlich im
 W

eg der elektronischen 
Post oder eines dam

it vergleichbaren individuellen elektronischen Kom
m

unikationsm
ittels 

geschlossener Fernabsatzvertrag den Verbraucher zu einer Zahlung verpflichtet, hat der U
n-

ternehm
er den Verbraucher, unm

ittelbar bevor dieser seine Vertragserklärung abgibt, klar 
und in hervorgehobener W

eise auf die in § 4 Abs. 1 Z 1, 4, 5, 14 und 15 genannten Inform
ati-

onen hinzuw
eisen.

(2) Der U
nternehm

er hat dafür zu sorgen, dass der Verbraucher bei der Bestellung ausdrück-
lich bestätigt, dass die Bestellung m

it einer Zahlungsverpflichtung verbunden ist. W
enn der 

Bestellvorgang die Aktivierung einer Schaltfläche oder die Betätigung einer ähnlichen Funk-
tion erfordert, m

uss diese Schaltfläche oder Funktion gut lesbar ausschließlich m
it den W

or-
ten »zahlungspflichtig bestellen« oder einer gleichartigen, eindeutigen Form

ulierung ge-
kennzeichnet sein, die den Verbraucher darauf hinw

eist, dass die Bestellung m
it einer Zah-

lungsverpflichtung gegenüber dem
 U

nternehm
er verbunden ist. Kom

m
t der U

nternehm
er 

den Pflichten nach diesem
 Absatz nicht nach, so ist der Verbraucher an den Vertrag oder seine 

Vertragserklärung nicht gebunden.
(3) Auf W

ebsites für den elektronischen Geschäftsverkehr ist spätestens bei Beginn des Be-
stellvorgangs klar und deutlich anzugeben, ob Lieferbeschränkungen bestehen und w

elche 
Zahlungsm

ittel akzeptiert w
erden.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch für die in § 1 Abs. 2 Z 8 genannten Verträge. Die Regelungen 
in Abs. 2 zw

eiter und dritter Satz gelten auch für die in § 1 Abs. 2 Z 2 und 3 genannten Ver-
träge, sofern diese auf die in Abs. 1 angeführte W

eise geschlossen w
erden.

Definition »dauerhafter Datenträger«: Papier, U
SB-Sticks, CD

-RO
M

s, DVD
s, Speicherkar-

ten und Com
puterfestplatten, speicherbare und w

iedergebbare E-M
ails.

Besondere Erfordernisse bei telefonisch geschlossenen Verträgen
§ 9 FAGG (1) Bei Ferngesprächen m

it Verbrauchern, die auf den Abschluss eines Fernabsatz-
vertrags abzielen, hat der U

nternehm
er dem

 Verbraucher zu Beginn des Gesprächs seinen 
Nam

en oder seine Firm
a, gegebenenfalls den Nam

en der Person, in deren Auftrag er handelt, 
sow

ie den geschäftlichen Zw
eck des Gesprächs offenzulegen.

(2) Bei einem
 Fernabsatzvertrag über eine Dienstleistung, der w

ährend eines vom
 U

nterneh-
m

er eingeleiteten Anrufs ausgehandelt w
urde, ist der Verbraucher erst gebunden, w

enn der 
U

nternehm
er dem

 Verbraucher eine Bestätigung seines Vertragsanbots auf einem
 dauerhaf-

ten Datenträger zur Verfügung stellt und der Verbraucher dem
 U

nternehm
er hierauf eine 

schriftliche Erklärung über die Annahm
e dieses Anbots auf einem

 dauerhaften Datenträger 
überm

ittelt.

VII. Rücktritts rechte

1. Rücktritt vom
 M

aklervertrag (Alleinverm
ittlungsauftrag, Verm

ittlungs-
auftrag, M

aklervertrag m
it dem

 Interessenten) bei Abschluss des M
aklerver-

trags über Fernabsatz oder bei Abschluss des M
aklervertrags außerhalb der 

Geschäftsräum
e des U

nternehm
ers (§ 11 FAGG)

Rücktrittsrecht und Rücktrittsfrist

§ 11 FAGG (1) Der Verbraucher kann von einem
 Fernabsatzvertrag oder einem

 außerhalb 
von Geschäftsräum

en geschlossenen Vertrag binnen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen 
zurücktreten. Die Frist zum

 Rücktritt beginnt bei Dienstleistungsverträgen m
it dem

 Tag des 
Vertragsabschlusses.

U
nterbliebene Aufk

lärung über das Rücktrittsrecht

§ 12 FAGG (1) Ist der U
nternehm

er seiner Inform
ationspflicht nach § 4 Abs. 1 Z 8 nicht nach-

gekom
m

en, so verlängert sich die in § 11 vorgesehene Rücktrittsfrist um
 zw

ölf M
onate.

(2) H
olt der U

nternehm
er die Inform

ationserteilung innerhalb von zw
ölf M

onaten ab dem
 

für den Fristbeginn m
aßgeblichen Tag nach, so endet die Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem

 
Zeitpunkt, zu dem

 der Verbraucher diese Inform
ation erhält.

Ausübung des Rücktrittsrechts

§ 13 FAGG (1) Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestim
m

te Form
 gebunden. Der Ver-

braucher kann dafür das M
uster-W

iderrufsform
ular * verw

enden. Die Rücktrittsfrist ist ge-
w

ahrt, w
enn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet w

ird.
(2) Der U

nternehm
er kann dem

 Verbraucher auch die M
öglichkeit einräum

en, das M
uster-

W
iderrufsform

ular oder eine anders form
ulierte Rücktrittserklärung auf der W

ebsite des U
n-

ternehm
ers elektronisch auszufüllen und abzuschicken. Gibt der Verbraucher eine Rücktritts-

erklärung auf diese W
eise ab, so hat ihm

 der U
nternehm

er unverzüglich eine Bestätigung 
über den Eingang der Rücktrittserklärung auf einem

 dauerhaften Datenträger zu überm
it-

teln.

Beginn der Vertragserfüllung vor Ablauf der Rücktrittsfrist

§ 10 FAGG H
at ein Fernabsatzvertrag oder ein außerhalb von Geschäftsräum

en geschlos-
sener Vertrag eine Dienstleistung, die nicht in einem

 begrenzten Volum
en oder in einer be-

stim
m

ten M
enge angebotene Lieferung von W

asser, Gas oder Strom
 oder die Lieferung von 

Fernw
ärm

e zum
 Gegenstand und w

ünscht der Verbraucher, dass der U
nternehm

er noch vor 
Ablauf der Rücktrittsfrist nach § 11 m

it der Vertragserfüllung beginnt, so m
uss der U

nterneh-
m

er den Verbraucher dazu auffordern, ihm
 ein ausdrücklich auf diese vorzeitige Vertragser-

füllung gerichtetes Verlangen – im
 Fall eines außerhalb von Geschäftsräum

en geschlossenen 
Vertrags auf einem

 dauerhaften Datenträger – zu erklären.

Pflichten des Verbrauchers bei Rücktritt von einem
 Vertrag über Dienstleistungen, 

 Energie- und W
asserlieferungen oder digitale Inhalte

§ 16 FAGG (1) Tritt der Verbraucher nach § 11 Abs. 1 von einem
 Vertrag über Dienstleistun-

gen oder über die in § 10 genannten Energie- und W
asserlieferungen zurück, nachdem

 er ein 
Verlangen gem

äß § 10 erklärt und der U
nternehm

er hierauf m
it der Vertragserfüllung be-

gonnen hat, so hat er dem
 U

nternehm
er einen Betrag zu zahlen, der im

 Vergleich zum
 ver-

traglich vereinbarten Gesam
tpreis verhältnism

äßig den vom
 U

nternehm
er bis zum

 Rücktritt 
erbrachten Leistungen entspricht. Ist der Gesam

tpreis überhöht, so w
ird der anteilig zu zah-

lende Betrag auf der Grundlage des M
arktw

erts der erbrachten Leistungen berechnet.
(2) Die anteilige Zahlungspflicht nach Abs. 1 besteht nicht, w

enn der U
nternehm

er seiner In-
form

ationspflicht nach § 4 Abs. 1 Z 8 und 10 nicht nachgekom
m

en ist.

* siehe Anhang
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Ausnahm
en vom

 Rücktrittsrecht

§ 18 FAGG (1) Der Verbraucher hat kein Rücktrittsrecht bei Fernabsatz- oder außerhalb von 
Geschäftsräum

en geschlossenen Verträgen über Dienstleistungen, w
enn der U

nternehm
er 

die Dienstleistung vollständig erbracht hat, w
obei in jenen Fällen, in denen der Verbraucher 

nach dem
 Vertrag zu einer Zahlung verpflichtet ist, das Rücktrittsrecht nur entfällt, w

enn 
überdies der U

nternehm
er m

it der vorherigen ausdrücklichen Zustim
m

ung des Verbrauchers 
m

it der Vertragserfüllung begonnen hat und w
enn der Verbraucher

a) 
entw

eder vor Beginn der Dienstleistungserbringung bestätigt hat, zur Kenntnis genom
-

m
en zu haben, dass er sein Rücktrittsrecht m

it vollständiger Vertragserfüllung verliert,
b) 

oder den U
nternehm

er ausdrücklich zu einem
 Besuch aufgefordert hat, um

 Reparaturar-
beiten vornehm

en zu lassen.

2.  Rücktritt vom
 Im

m
obiliengeschäft nach § 30 a KSchG

Ein Verbraucher (§ 1 KSchG
) kann binnen einer W

oche seinen Rücktritt erklären, w
enn,

 •
er seine Vertragserklärung am

 Tag der erstm
aligen Besichtigung des Vertragsobjektes 

abgegeben hat,
 •

seine Erklärung auf den Erw
erb eines Bestandrechts (insbes. M

ietrechts), eines sonsti-
gen G

ebrauchs- oder N
utzungsrechts oder des Eigentum

s gerichtet ist, und zw
ar

 •
an einer W

ohnung, an einem
 Einfam

ilienw
ohnhaus oder einer Liegenschaft, die zum

 
Bau eines Einfam

ilienw
ohnhauses geeignet ist, und dies

 •
zur D

eckung des dringenden W
ohnbedürfnisses des Verbrauchers oder eines nahen 

Angehörigen dienen soll.

D
ie Frist beginnt erst dann zu laufen, w

enn der Verbraucher eine Zw
eitschrift der Vertrags-

erklärung und eine Rücktrittsbelehrung erhalten hat, d. h. entw
eder am

 Tag nach Abgabe 
der Vertragserklärung oder, sofern die Zw

eitschrift sam
t Rücktrittsbelehrung später ausge-

händigt w
orden ist, zu diesem

 späteren Zeitpunkt. D
as Rücktrittsrecht erlischt jedenfalls 

spätestens einen M
onat nach dem

 Tag der erstm
aligen Besichtigung. D

ie Vereinbarung 
eines Angelds, Reugelds oder einer Anzahlung vor Ablauf der Rücktrittsfrist nach § 30 a 
KSchG

 ist unw
irksam

.

Eine an den Im
m

obilienm
akler gerichtete Rücktrittserklärung bezüglich eines Im

m
obilien-

geschäfts gilt auch für einen im
 Zug der Vertragserklärung geschlossenen M

aklervertrag. 
D

ie Erklärung des Rücktritts ist an keine bestim
m

te Form
 gebunden. D

ie Rück trittsfrist  
ist gew

ahrt, w
enn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet w

ird (§ 3 Abs. 4 
KSchG

). 

3.  Rücktrittsrecht bei »H
austürgeschäften« nach § 3 KSchG

Ist (nur) anzuw
enden auf Verträge, die explizit vom

 Anw
endungsbereich des Fern- und 

Ausw
ärtsgeschäftegesetz (FAG

G
) ausgenom

m
en sind.

Ein Verbraucher (§ 1 KSchG
), der seine Vertragserklärung

 •
w

eder in den G
eschäftsräum

en des U
nternehm

ers abgegeben,
 •

noch die G
eschäftsverbindung zur Schließung des Vertrages m

it dem
 U

nternehm
er 

selbst angebahnt hat,
kann bis zum

 Zustandekom
m

en des Vertrages oder danach binnen 14 Tagen seinen Rück-
tritt erklären.

D
ie Frist beginnt erst zu laufen, w

enn dem
 Verbraucher eine »U

rkunde« ausgefolgt w
urde, 

die N
am

en und Anschrift des U
nternehm

ers, die zur Identifizierung des Vertrages notw
en-

digen Angaben sow
ie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die 

Vorgangsw
eise für die Ausübung des Rücktrittsrechts enthält.

Bei fehlender Belehrung über das Rücktrittsrecht steht dem
 Verbraucher das Rücktritts-

recht für eine Frist von zw
ölf M

onaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss zu. H
olt der U

n-
ternehm

er die U
rkundenausfolgung innerhalb der zw

ölf M
onate ab dem

 Fristbeginn nach, 
so endet die verlängerte Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem

 Zeitpunkt, zu dem
 der Verbrau-

cher die U
rkunde erhält.

D
ie Erklärung des Rücktritts ist an keine bestim

m
te Form

 gebunden. D
ie Rücktrittsfrist ist 

gew
ahrt, w

enn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet w
ird.

4.  Das Rücktrittsrecht bei N
ichteintritt m

aßgeblicher U
m

stände (§ 3 a KSchG)
Der Verbraucher kann von seinem

 Vertragsantrag oder vom
 Vertrag zurücktreten, w

enn
 •

ohne seine Veranlassung,
 •

m
aßgebliche U

m
stände,

 •
die vom

 U
nternehm

er als w
ahrscheinlich dargestellt w

urden,
 •

nicht oder in erheblich geringerem
 Ausm

aß eingetreten sind.

M
aßgebliche U

m
stände sind

 •
die erforderliche M

itw
irkung oder Zustim

m
ung eines D

ritten,
 •

steuerrechtliche Vorteile,
 •

eine öffentliche Förderung oder die Aussicht auf einen Kredit.

D
ie Rücktrittsfrist beträgt eine W

oche ab Erkennbarkeit des N
ichteintritts für den Verbrau-

cher, w
enn er über dieses Rücktrittsrecht schriftlich belehrt w

urde. D
as Rücktrittsrecht en-

det aber jedenfalls einen M
onat nach beidseitiger vollständiger Vertragserfüllung.

Ausnahm
en vom

 Rücktrittsrecht

 •
W

issen oder w
issen m

üssen des Verbrauchers über den N
ichteintritt bei den Vertrags-

verhandlungen.
 •

Im
 einzelnen ausgehandelter Ausschluss des Rücktrittsrechtes (form

ularm
äßig 

nicht abdeckbar).
 •

Angem
essene Vertragsanpassung.

D
ie Erklärung des Rücktritts ist an keine bestim

m
te Form

 gebunden. D
ie Rück trittsfrist  

ist gew
ahrt, w

enn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet w
ird (§ 3 Abs. 4 

KSchG
).

5.  Das Rücktrittsrecht beim
 Bauträgervertrag nach § 5 BTVG

M
it dem

 Bauträgervertragsgesetz w
urden Schutzbestim

m
ungen für die Erw

erber von 
Rechten an erst zu errichtenden bzw

. durchgreifend zu erneuernden G
ebäuden, W

oh-
nungen bzw

. G
eschäftsräum

en geschaffen. D
as G

esetz ist nur auf Bauträgerverträge an-
zuw

enden, bei denen Vorauszahlungen von m
ehr als EU

R 150,– pro Q
uadratm

eter N
utz-

fläche zu leisten sind.
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D
er Erw

erber kann von seiner Vertragserklärung zurücktreten, w
enn ihm

 der Bauträger 
nicht eine W

oche vor deren Abgabe folgendes schriftlich m
itgeteilt hat:

1. 
den vorgesehenen Vertragsinhalt;

2. 
den vorgesehenen W

ortlaut der Vereinbarung m
it dem

 Kreditinstitut (w
enn die Siche-

rungspflicht nach § 7 Abs. 6 Z 2 (Sperrkontom
odell) erfüllt w

erden soll);
3. 

den vorgesehenen W
ortlaut der Bescheinigung nach § 7 Abs. 6 Z 3 lit. c (w

enn die Siche-
rungspflicht nach § 7 Abs. 6 Z 3 (Bonitätsm

odell im
 geförderten M

ietw
ohnbau) erfüllt 

w
erden soll);

4. 
den vorgesehenen W

ortlaut der ihm
 auszustellenden Sicherheit (w

enn die Sicherungs-
pflicht schuldrechtlich (§ 8) ohne Bestellung eines Treuhänders (G

arantie, Versiche-
rung) erfüllt w

erden soll);
5. 

gegebenenfalls den vorgesehenen W
ortlaut der Zusatzsicherheit nach § 9 Abs. 4 (w

enn 
die Sicherungspflicht des Bauträgers durch grundbücherliche Sicherstellung (§§ 9 und 
10) erfüllt w

erden soll [Ratenplan A oder B]).

Sofern der Erw
erber nicht spätestens eine W

oche vor Abgabe seiner Vertragserklärung die 
oben in Pkt. 1–5 genannten Inform

ationen sow
ie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht 

schriftlich erhält, steht ihm
 ein Rücktrittsrecht zu. D

er Rücktritt kann vor Zustandekom
-

m
en des Vertrages unbefristet erklärt w

erden; danach ist der Rücktritt binnen 14 Tagen zu 
erklären. D

ie Rücktrittsfrist beginnt m
it Erhalt der Inform

ationen zu laufen, jedoch nicht 
vor Zustandekom

m
en des Vertrages. U

nabhängig vom
 Erhalt dieser Inform

ationen erlischt 
das Rücktrittsrecht aber jedenfalls spätestens 6 W

ochen nach Zustandekom
m

en des Ver-
trages.

D
arüber hinaus kann der Erw

erber von seiner Vertragserklärung zurücktreten, w
enn eine 

von den Parteien dem
 Vertrag zugrunde gelegte W

ohnbauförderung ganz oder in erhebli-
chem

 Ausm
aß aus nicht bei ihm

 gelegenen G
ründen nicht gew

ährt w
ird. D

er Rücktritt ist 
binnen 14 Tagen zu erklären. D

ie Rücktrittsfrist beginnt, sobald der Erw
erber vom

 U
nter-

bleiben der W
ohnbauförderung inform

iert w
ird und gleichzeitig oder nachher eine schrift-

liche Belehrung über das Rücktrittsrecht erhält.

D
as Rücktrittsrecht erlischt jedoch spätestens 6 W

ochen nach Erhalt der Inform
ation über 

das U
nterbleiben der W

ohnbauförderung.

D
er Erw

erber kann den Rücktritt dem
 Bauträger oder dem

 Treuhänder gegenüber erklären.

VIII. Steuerliche Ausw
irkungen bei Veräußerung

1. Veräußerungs- und Spekulationsgew
inn (Im

m
obilienertragsteuer)

G
ew

inne aus der Veräußerung privater Liegenschaften w
erden seit 01. 04. 2012 unbefris-

tet besteuert. Bei Im
m

obilien, die nach dem
 31. 03. 2012 veräußert w

erden, ist hinsichtlich 
der Besteuerung zw

ischen »steuerverfangenen Im
m

obilien«, die ab dem
 01. 04. 2002 (bzw

. 
01. 04. 1997) entgeltlich angeschafft w

urden, und »Altfällen« zu unterscheiden.

»Steuerverfangene Im
m

obilien«: 30 %
 Steuer auf Veräußerungsgew

inn

Im
 Regelfall unterliegen Im

m
obilien, die ab dem

 01. 04. 2002 angeschafft w
urden (bzw

. ab 
dem

 01. 04. 1997, falls eine Teilabsetzung für H
erstellungsaufw

endungen in Anspruch ge-

nom
m

en w
urde) einer einheitlichen Im

m
obilienertragsteuer in H

öhe von 30 %
 des Veräu-

ßerungsgew
inns, der D

ifferenz zw
ischen Anschaffungskosten und Verkaufspreis. Steuer-

m
indernd w

irken sich Instandsetzungs- und nachträgliche H
erstellungsm

aßnahm
en aus, 

sow
eit diese nicht m

ehr steuerlich geltend gem
acht w

erden können. G
eltend gem

achte 
Absetzbeträge von Anschaffungs- und H

erstellungskosten einschließlich jener AfA, w
elche 

bei der Berechnung der besonderen Einkünfte (D
etails siehe unten) abgezogen w

orden ist, 
sow

ie offene Teilabsetzbeträge für Instandsetzungsaufw
endungen m

üssen hinzugerech-
net w

erden. Für Veräußerungen bis 31. 12. 2015 ist ein Steuersatz von 25 %
 anzuw

enden. 
Eine Inflationsabgeltung in H

öhe von 2 %
 pro Jahr kann ab 01. 01. 2016 nicht m

ehr geltend 
gem

acht w
erden.

H
IN

W
EIS: Vor allem

 bei verm
ieteten Im

m
obilien kann die Erm

ittlung des Veräußerungs-
gew

inns im
 Regelfall nur im

 Zusam
m

enw
irken m

it dem
 Steuerberater und Im

m
obilienver-

w
alter des Verkäufers erm

ittelt w
erden. D

ie M
eldung und Abfuhr der Im

m
obilienertrag-

steuer hat durch den Parteienvertreter (Vertragserrichter) spätestens am
 15. Tag des auf 

den Kalenderm
onat des Zuflusses zw

eitfolgenden Kalenderm
onats zu erfolgen.

»Altfälle«: 4,2 %
 bzw

. 18 %
 Steuer auf gesam

ten Kaufpreis

Bei einem
 letzten entgeltlichen Erw

erb vor dem
 01. 04. 2002 (bzw

. im
 Falle von geltend ge-

m
achten Teilabsetzungen gem

. § 28 Abs. 3 EStG
 01. 04. 1997) w

ird pauschal der Veräuße-
rungserlös (tatsächlicher erzielter Kaufpreis) besteuert. U

nter der gesetzlich vorgegebe-
nen Annahm

e eines Veräußerungsgew
innes von 14 %

 ergibt dies eine Steuerlast von
 •

4,2 %
 vom

 Veräußerungserlös bzw
.

 •
18 %

 vom
 Veräußerungserlös, w

enn seit dem
 01. 01. 1988 eine U

m
w

idm
ung 

 stattgefunden hat.

Ü
ber Antrag ist es in jedem

 Fall m
öglich, den Spekulationsgew

inn zu errechnen und die-
sen m

it 30 %
 zu versteuern oder aber auch m

it dem
 Einkom

m
ensteuertarif zu veranlagen. 

G
em

. § 20 Abs. 2 EStG
 sind dann auch Verkaufsnebenkosten abzugsfähig.

2. Befreiung von der Im
m

obilienertragsteuer

A) H
auptw

ohnsitzbefreiung

W
enn eine Im

m
obilie ab der Anschaffung m

indestens zw
ei Jahre durchgehend bis zur Ver-

äußerung als H
auptw

ohnsitz gedient hat oder 5 Jahre durchgehender H
auptw

ohnsitz in 
den letzten 10 Jahren vor Veräußerung gegeben ist, fällt keine Im

m
obilienertragsteuer an.

B) Selbst erstellte G
ebäude

Eine solche Steuerbefreiung ist auch für selbst erstellte G
ebäude (Veräußerer hat die Bau-

herreneigenschaft) gegeben: D
iese G

ebäude dürfen aber in den letzten 10 Jahren vor Ver-
äußerung nicht zur Erzielung von Einkünften aus Verm

ietung und Verpachtung verw
endet 

w
orden sein.

C) W
eitere Ausnahm

en
W

eitere Ausnahm
en sind für Tauschvorgänge im

 Rahm
en eines Zusam

m
enlegungs- oder 

Flurbereinigungsverfahrens vorgesehen sow
ie für Anrechnung von G

runderw
erbsteuern 

und Stiftungseingangssteuern sow
ie Erbschafts- &

 Schenkungssteuern der letzten 3 Jahre 
vor Veräußerung auf die Spekulationssteuer.
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3.  Teilabsetzbeträge und Spekulationsgew
inn-Erm

ittlung
Bei Erm

ittlung des Spekulationsgew
innes von »steuerverfangenen« G

rundstücken m
üs-

sen die begünstigt abgesetzten Teilbeträge für H
erstellungsaufw

endungen – neben den 
abgesetzten Instandsetzungszehnteln bzw

. (ab 2016) Instandsetzungsfünfzehnteln – dem
 

Spekulationsgew
inn hinzugerechnet w

erden. Sie sind dem
nach gem

 § 30 Abs. 3 EStG
 be-

reits im
 Spekulationsgew

inn enthalten und daher m
it dem

 besonderen Steuersatz von 
30 %

 besteuert.

Bei nicht m
ehr steuerverfangenen G

rundstücken erfolgt anlässlich der Veräußerung von 
verm

ieteten G
rundstücken bei Erm

ittlung des Veräußerungsgew
innes nach der Pauschal-

m
ethode (m

it 4,2 %
 des Veräußerungserlöses) eine N

achversteuerung in Form
 der H

inzu-
rechnung in H

öhe der H
älfte der in den letzten 15 Jahren vor der Veräußerung abgesetzten 

H
erstellungsfünfzehntel (im

 Sonderfall auch Zehntel) m
it dem

 Sondersteuersatz von 30 %
.

4.  Verlust der Zehntel- bzw
. Fünfzehntelabsetzung

W
enn der Verkäufer für Instandsetzungs- und H

erstellungsaufw
endungen einen Antrag 

auf Absetzung in Teilbeträgen gem
äß § 28 Abs. 2, 3 und 4 EStG

 1988 (Zehntel- bzw
. Fünf-

zehntelabsetzung) gestellt hat, geht das Recht der Absetzung der im
 Zeitpunkt des Verkau-

fes noch nicht geltend gem
achten Zehntel- bzw

. Fünfzehntelbeträge für den Verkäufer und 
den Käufer verloren.

5. Vorsteuerberichtigung und U
m

satzsteuer
Vorsteuerbeträge, resultierend aus Anschaffungs- und H

erstellungsaufw
endungen, sow

ie 
aus G

roßreparaturen, sind bei Ü
bertragung unter Lebenden innerhalb der nachfolgenden 

19 Jahre anteilig zu berichtigen. Für bereits vor dem
 01. 04. 2012 genutzte bzw

. verw
endete 

Anlagegüter gibt es aber eine Ü
bergangsvorschrift, die einen neunjährigen Berichtigungs-

zeitraum
 vorsieht. Bei unternehm

erischer N
utzung des Rechtsnachfolgers (z. B. Zinshaus) 

kann die Vorsteuerberichtigung verm
ieden w

erden, indem
 20 %

 U
m

satzsteuer zum
 Kauf-

preis zusätzlich in Rechnung gestellt w
ird.

Zu beachten sind jedoch die Ausw
irkungen des 1. StabilitätsG

 2012 bei nicht fast aus-
schließlich zum

 Vorsteuerabzug berechtigenden U
m

sätzen eines M
ieters. Es ist in jedem

 
Fall zu em

pfehlen, die um
satzsteuerrechtliche Situation im

 Detail vor der Kaufvertrags-
erstellung m

it einem
 Steuerexperten zu erörtern.

6. Verkauf von W
aldgrundstücken

D
ie stillen Reserven aus dem

 stehenden H
olz w

erden aufgedeckt und sind zu versteuern.

M
uster-W

iderrufsform
ular gem

. Anhang I zu BGBl. I 2014/33

W
iderrufsform

ular
(w

enn Sie den Vertrag w
iderrufen w

ollen, dann füllen Sie bitte dieses Form
ular aus und senden es zurück)

An(hier ist der N
am

e, die Anschrift und gegebenenfalls die Faxnum
m

er und E-M
ail-Adresse des  U

nter nehm
ers 

durch den U
nternehm

er einzufügen)

H
ierm

it w
iderrufe(n) ich / w

ir (*) den von m
ir / uns (*) abgeschlossenen Vertrag über 

den Kauf der folgenden W
aren (*) / die Erbringung der folgenden D

ienstleistung (*):

....................................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................................

Bestellt am
 (*) / erhalten am

 (*):  ...................................................................................................

N
am

e des / der Verbraucher(s):  ....................................................................................................

....................................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................................

Anschrift des / der Verbraucher(s):  ..............................................................................................

....................................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................................

......................................................... 
 ......................................................................................................

 D
atum

 
 
 U

nterschrift des Verbrauchers
 

 
 (nur bei M

itteilung auf Papier)

(*) U
nzutreffendes streichen

Im
m

obilienm
aklerbüro

M
ag. M

atthias D
ietrich Eder

H
einrich-C

apser-G
asse 18, 8010 G

raz
office@

dietrich-eder.at

E & E Realitäten Gm
bH

Heinrich-Casper-Gasse 18, 8010 Graz
office@ee-realitaeten.at


